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schutzprüfung – Heilung durch ergänzendes Verfahren
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• Bundesweit im Verwaltungs- und Verfassungsrecht tätig

• Beratung von privaten Unternehmen, Verbänden und Kammern, 

Landesregierungen, Landkreisen, Gemeinden und Zweckverbände

• Enge Verbindung zur Rechtswissenschaft

• Wahrnehmung von Lehraufträgen

Spezialisiert. Fokussiert. Engagiert.
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• Betreuung von Planverfahren (Regional- und Bauleitplanung)

• Beratung in Genehmigungsverfahren für Industrie- und sonstige 

Anlagen (z.B. Erneuerbare Energien)

• Fachplanungen, z.B. Straße, Eisenbahn, Rohstoffe, Hochwasser, etc.

Genehmigungs- und Verfahrensmanagement
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1. Einführung

2. Klagerechte von Umweltverbänden und Nachbarn

3. Heilungsmöglichkeiten im ergänzenden Verfahren nach                               

§§ 4 Abs. 1 b), 7 Abs. 5 UmwRG

Gliederung



Teil 1

Einführung





Teil 2

Klagerechte
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 Zulassungsentscheidungen i.S.v. § 2 Abs. 6 UVPG (= 

Vorhaben, für die eine UVP-Pflicht bestehen kann)

 Verwaltungsakte oder öffentlich-rechtliche Verträge, durch die 

andere als in den Nummern 1 bis 2 b genannte Vorhaben unter 

Anwendung umweltbezogener Rechtsvorschriften des Bundes-

rechts, des Landesrechts oder unmittelbar geltender Rechts-

akte der Europäischen Union zugelassen werden (…)

Gegenstand der Verbandsklage
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(1) „(…) Bei Rechtsbehelfen gegen eine Entscheidung nach § 1 Absatz 1 Satz 

1 Nummer 2 a bis 6 oder gegen deren Unterlassen muss die Vereinigung 

zudem die Verletzung umweltbezogener Rechtsvorschriften geltend 

machen.

(4) Rechtsbehelfe nach Absatz 1 sind begründet, soweit

1. die Entscheidung nach § 1 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und 2 oder deren 

Unterlassen gegen Rechtsvorschriften verstößt, die für diese 

Entscheidung von Bedeutung sind, oder

2. die Entscheidung nach § 1 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 a bis 6 oder deren 

Unterlassen gegen umweltbezogene Rechtsvorschriften verstößt, die für 

diese Entscheidung von Bedeutung sind.“

Unterschiedliche Kontrollmaßstäbe (vgl. § 2 UmwRG)



Klagerecht für Private - Zulässigkeit

• BVerwG, Beschluss vom 18.12.2014 - 4 C 36/13: 

rügebefugt nur insoweit, wie die Klagebefugnis reicht 

(Verletzung drittschützender Rechte § 42 Abs. 2 VwGO)

• § 4 Abs. 1 i. V. m. Abs. 3 UmwRG begründet keine 

eigenständige Klagebefugnis (OVG Münster, Urteil vom 

11.12.2017 – 8 A 926/16 –, juris)
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Ein Nachbar, dessen Wohngrundstück im akustischen Einwirkungs-

bereich einer Windenergieanlage liegt, kann die Verfahrensfehler-

haftigkeit einer Umweltverträglichkeitsprüfung (absoluter Verfahrens-

fehler) unabhängig von der Verletzung eigener subjektiver Rechte

rügen.

(OVG Münster, Beschl. v. 23.10.2017 – 8 B 566/17 –, juris; VG Osnabrück, 

Beschl. v. 20.06.2016 – 2 B 2/16; s.a. U. v. 28.04.2016 – 2 A 48/14; VG 

Freiburg, Beschl. v. 05.02.2016 – 4 K 2679; VG Kassel, Beschl. v. 04.04.2016 –

1 L 2532/15.KS, etc.

Begründetheit des Rechtsbehelfs
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„Im Bereich des § 4 Abs. 1 UmwRG hängt der Aufhebungsanspruch mithin 

nicht davon ab, ob der Kläger bzw. Antragsteller in einer eigenen materiell-

rechtlichen Position verletzt ist (…) Demgegenüber enthält § 4 Abs. 1 a)

UmwRG keine vergleichbare Regelung, die einen von einer subjektiven 

Rechtsverletzung unabhängigen Aufhebungsanspruch normiert… Auch aus 

der Gesetzessystematik ergibt sich, dass die erfolgreiche Geltendmachung 

relativer Verfahrensfehler im Sinne von § 4 Abs. 1 a) UmwRG eine 

Verletzung des Beteiligten im Sinne des § 61 Nr. 1 bzw. 2 VwGO in eigenen 

materiell-rechtlichen Positionen voraussetzt.“

(OVG NRW, Beschl. v. 20.02.2018 – 8 B 840/17, juris, Rn. 39 - 43)

Begründetheit des Rechtsbehelfs
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Teil 3

Heilungsmöglichkeiten im ergänzenden Verfahren nach                         

§§ 4 Abs. 1 b), 7 Abs. 5 UmwRG
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Ergänzendes Verfahren gem. §§ 4 Abs. 1 b), 7 Abs. 5 UmwRG

Verfahrensfehler Materielle Fehler

§ 4 Abs. 1 b) UmwRG:

„Eine Verletzung von Verfahrens-

fehlern führt nur zur Aufhebung der 

Entscheidung nach § 1 Absatz 1 

Satz 1 Nr. 1 bis 2 b) oder 5, wenn sie 

nicht durch Entscheidungs-

ergänzung oder ein ergänzendes 

Verfahren behoben werden kann.“

§ 7 Abs. 5 UmwRG: 

„Eine Verletzung materieller Rechts-

vorschriften führt nur dann zur 

Aufhebung der Entscheidung nach § 1 

Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 bis 2 b) oder 5, 

wenn sie nicht durch

Entscheidungsergänzung oder ein 

ergänzendes Verfahren behoben 

werden kann.“

Aussetzung Gerichtsverfahren möglich Aussetzung Gerichtsverfahren strittig
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• Entscheidungsergänzung / ergänzendes Verfahren

• Entscheidungsergänzung: Genehmigung rechtmäßig, bedarf lediglich 

noch einer inhaltlich bestimmten Ergänzung -> Klage auf Aufhebung der 

Genehmigung wird als unanfechtbar zurückgewiesen und zugleich die 

zuständige Behörde verpflichtet, eine solch bestimmte ergänzende Rege-

lung zu treffen (Verpflichtungsurteil; vgl. BT-Drs. 18/9526) 

-> von Genehmigung kann Gebrauch gemacht werden

• ergänzendes Verfahren: Genehmigung wird für rechtswidrig erklärt und 

bleibt so lange nicht vollziehbar, bis der Fehler behoben worden ist, 

-> Genehmigung bis Fehlerheilung schwebend unwirksam

Heilung nach §§ 4 Abs. 1 b), 7 Abs. 5 UmwRG
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VG München (Beschl. v. 23.03.2018 – M 19 SN 17.4631, juris, Rn. 133) (aufgehoben!): 

Entscheidungsergänzung im Immissionsschutzrecht möglich:

„Dieser Fehler führt (…) nicht zum Erfolg des Antrags. Das Gericht hebt nach § 7 Abs. 5 

Satz 1 UmwRG (…) eine Entscheidung bei Verletzung materieller Rechtsvorschriften nur 

auf, wenn diese nicht durch Entscheidungsergänzung oder ein ergänzendes Verfahren 

behoben werden kann. (…) Im vorliegenden Fall ist der Fehler durch eine Entscheidungs-

ergänzung behebbar (…). Es ist möglich, die fehlende Verpflichtung zum Futteranbau 

und zur Futterverwendung durch eine nachträgliche Nebenbestimmung (…) nachzu-

holen. Hierzu bedarf es keines ergänzenden immissionsschutzrechtlichen Ver-

fahrens und auch keiner Öffentlichkeitsbeteiligung. Mit der nachträglichen Neben-

bestimmung kann die Einhaltung der Voraussetzungen der Privilegierung sichergestellt 

werden.“

Sonderproblem I: Möglichkeit der Entscheidungsergänzung 

im Immissionsschutzrecht
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Andere Ansicht: keine Entscheidungsergänzung bei immissionsschutzrechtlichen 

Genehmigungen, weil sie sich von der Struktur her maßgeblich vom Planfeststellungs-

recht unterscheiden:

– Hauptanwendungsfall: Fehlen von erforderlichen Lärmschutzmaßnahmen; lässt sich 

das nachholen, so ist der Planfeststellungsbeschluss zwar objektiv rechtswidrig, er 

wird jedoch gleichwohl vom Gericht bestätigt (entgegen § 113 Abs. 1 S. 1 VwGO).

– immissionsschutzrechtliche Vorhabenzulassung: setzt voraus, dass alle öffentlich-

rechtlichen Vorschriften eingehalten sind. 

– Verstoß lässt sich grundsätzlich nicht mit einer bloßen Entscheidungsergänzung 

heilen, aber mit ergänzendem Verfahren, wenn Verstoß nur einen Teilaspekt 

darstellt und die konkrete Möglichkeit besteht, ihn zu bewältigen.

Sonderproblem I: Möglichkeit der Entscheidungsergänzung 

im Immissionsschutzrecht
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So auch VGH München (Beschl. v. 06.08.2018 – 22 CS 18.1097, juris, Rn. 48f.):

„Eine andere Beurteilung (…) ergibt sich auch nicht im Hinblick auf die Vorschrift des § 7 

Abs. 5 Satz 1 UmwRG. Eine bloße Entscheidungsergänzung (…) dürfte hier bereits 

deshalb ausscheiden, weil die Frage der bauplanungsrechtlichen Zulässigkeit des 

strittigen Vorhabens die Gesamtkonzeption des Vorhabens berührt (…). Die im 

angefochtenen Beschluss (…) zitierte Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts 

(U.v. 19.5.2005 – 4 VR 2000.05 – juris, Rn. 35) betrifft einen nur im Wege der 

Verpflichtungsklage durchsetzbaren Anspruch auf Ergänzung eines Planfeststellungs-

beschlusses im Falle einer unzureichenden Lärmvorsorge. [Nur] in einem solchen Fall 

kann der Mangel im Wege einer Planergänzung behoben werden.“

Sonderproblem I: Möglichkeit der Entscheidungsergänzung 

im Immissionsschutzrecht
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• Vorteil: ursprüngliches Genehmigungsverfahren wird nicht im 

vollen Umfang wiederholt

• Genehmigungsbehörde nimmt Verfahren wieder auf und führt es 

insoweit erneut durch, als es fehlerbehaftet ist; nicht beanstandete 

Teile der ursprünglichen Genehmigung bleiben unberührt.

• Fehlerbehebung:  durch nachträgliche Inhalts- oder Nebenbe-

stimmungen (nach § 12 BImSchG)  

• Heilungsmöglichkeit z.B. bei Verstößen gegen UVPG,  § 44 Abs. 1 

Nr. 1 BNatSchG, nicht bei Anlagentypus oder techn. Ausstattung

Ergänzendes Verfahren gem. §§ 4 Abs. 1 b), 7 Abs. 5 UmwRG
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• gesonderter Bescheid, der mit ursprünglichen Genehmigungs-

bescheid Einheit bildet 

• Ergänzungsbescheid nur angreifbar, als dass er eigenständige

Regelungen enthält: eröffnet nicht die Möglichkeit, die bereits 

gerichtlich geprüften und für rechtmäßig erachteten Teile des 

ursprünglichen Genehmigungsbescheides erneut anzufechten, 

soweit sie durch den Ergänzungsbescheid nicht verändert worden 

sind (vgl. BVerwG, U. v. 22.09.2005 – 9 B 13/05; U. v. 26.02.2014 –

6 C 3/13; U. v. 15.07.2016 – 9 C 3/16).

Ergänzendes Verfahren gem. §§ 4 Abs. 1 b), 7 Abs. 5 UmwRG
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„(…) ob im vorliegenden Fall § 4 Abs. 1 b) Satz 1 UmwRG oder § 7 Abs. 5 Satz 1 

UmwRG eingreift, bedarf keiner Vertiefung, denn die Rechtsfolge ist in beiden Fällen 

gleich. Eine Fehlerheilung in einem ergänzenden Verfahren ist durch Nachholung der 

FFH-Verträglichkeitsprüfung möglich. (…) [D]er Ausspruch der Rechtswidrigkeit der 

Genehmigung statt der Aufhebung des Genehmigungsbescheides [ist] möglich. Die 

Heilung des vorliegenden Fehlers in einem ergänzenden Verfahren ist nicht von 

vornherein ausgeschlossen. (…) (vgl. BVerwG, Urt. v. 17.01.2007 – 9 A 20.05 –, 

a.a.O. RdNr. 71; Urt. v. 15.07.2016 – 9 C 3.16 –, juris RdNr. 42; OVG NW, Urt. v. 

01.12.2011 – 8 D 58.08.AK –, a.a.O. RdNr. 507 ff.). Es ist auch nicht zu erwarten, 

dass eine FFH-Verträglichkeitsprüfung zu dem Ergebnis kommt, dass das Vorhaben 

(…) nicht durchgeführt werden kann.“

(OVG Sachsen-Anhalt, U. v. 08.06.2018 – 2 L 11/16, juris, Rn. 257ff.) 

Rechtsprechungsbeispiel: Nachholung einer FFH-Vorprüfung
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Streitig, (ab) wann Heilung möglich ist: 

Kann ein Verfahren gem. §§ 4 Abs. 1 b), 7 Abs. 5 UmwRG

bereits durchgeführt werden, wenn über den Widerspruch 

behördlich noch nicht entschieden worden ist, sondern 

1. lediglich mit gerichtlichem Beschluss die aufschiebende 

Wirkung des Widerspruches gegen die immissionsschutz-

rechtliche Genehmigung wieder hergestellt worden ist?

2. lediglich nur Widerspruch eingelegt wurde?

Sonderproblem II: Zeitpunkt des Heilungsverfahrens
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OVG Sachsen-Anhalt (U. v. 18.07.2018 – 2 L 46/15, juris, Rn. 48): 

ergänzendes Verfahren nur auf der Grundlage eines verwaltungsgerichtlichen 

Urteils in der Hauptsache möglich:

„Der Hinweis des Beklagten auf § 4 Abs. 1b Satz 1 UmwRG trägt nicht. (…) 

Eine derartige Heilungsmöglichkeit, etwa durch Anordnung eines ergänzenden 

Verfahrens bei einem nachträglich von der Behörde erkannten Verfahrens-

fehler, besteht außerhalb des Anwendungsbereichs des § 4 Abs. 1b UmwRG –

also außerhalb einer Drittanfechtungsklage – nicht. (…) Ein ergänzendes Ver-

fahren zur Fehlerheilung i.S.d. § 4 Abs. 1b UmwRG (bzw. § 7 Abs. 5 UmwRG) 

kommt nur auf der Grundlage eines verwaltungsgerichtlichen Urteils auf Grund 

einer – insoweit erfolgreichen – Drittanfechtungsklage in Betracht.“

Sonderproblem II: Zeitpunkt des Heilungsverfahrens
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VG Düsseldorf (Beschl. v. 17.05.2018 – 28 L 3260/17, BeckRS 2018, 10908, beck-

online): gegenteilige Auffassung (jedenfalls für Verfahrensfehler):

„Eine Heilung des gerichtlich festgestellten Verfahrensfehlers durch Nachholung der 

fehlerhaft durchgeführten Vorprüfung ist im Erst-Recht-Schluss zu § 4 Abs. 1 Satz 1 

Nr. 1 UmwRG möglich. Da die fehlerhaft durchgeführte Vorprüfung einer nicht 

durchgeführten Vorprüfung nach § 4 Abs. 1 Satz 2 UmwRG gleichsteht, gilt dies 

trotz fehlender ausdrücklicher Normierung auch für eine mögliche Heilung, zumal 

die Nachbesserung der fehlerhaften Vorprüfung ebenso wie die gänzliche Nach-

holung einer unterlassenen Vorprüfung die Funktion der Vorprüfung, Klarheit über 

die Notwendigkeit der Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung zu gewin-

nen, auch noch im laufenden gerichtlichen Verfahren vor Abschluss des Haupt-

sacheverfahrens in erster Instanz erfüllen kann (…). “

Sonderproblem II: Zeitpunkt des Heilungsverfahrens
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• Intention des Gesetzgebers: §§ 4 Abs. 1 b), 7 Abs. 5 UmwRG modifizieren 

Prozessrecht -> Ressourcenschonung und Verfahrensbeschleunigung 

• Rechtswidrigkeit der ursprünglichen Genehmigung (Kassation gem. § 113 

Abs. 1 S. 1 VwGO) soll vermieden werden, indem sich Fehler in einem 

ergänzenden Verfahren beheben lässt (vgl. BT-Drs. 18/9526, S. 44f.; Seibert, 

NVwZ 2018, S. 97)

• Gesetz räumt Fehlerbehebung Vorrang vor Aufhebung der ursprünglichen 

Genehmigung ein ->Formulierung „nur dann“ 

• korrigierbare Fehler: sollen nicht zu Wiederholung des gesamten Genehmi-

gungsverfahrens führen, da unverhältnismäßig (vgl. Seibert, NVwZ 2018, 97)

Sonderproblem II: Zeitpunkt des Heilungsverfahrens
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These:

Wenn Fehlerbehebung nach (rechtskräftigem) Ausgangsurteil 

gem. §§ 4 Abs. 1 b), 7 Abs. 5 UmwRG zugelassen wird, muss 

sie vor dem Hintergrund der gesetzgeberischen Wertung 

und des Wortlautes der Norm auch möglich sein, wenn noch 

kein Widerspruchsbescheid ergangen ist. 

Sonderproblem II: Zeitpunkt des Heilungsverfahrens
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• Gericht setzt Vollziehung der Genehmigung aus; Behörde erlässt sofort voll-

ziehbaren Ergänzungsbescheid -> Genehmigung ausnutzbar?

• bisher: keine den Besonderheiten der §§ 4 Abs. 1 b), 7 Abs. 5 UmwRG

Rechnung tragende Rechtsprechung 

• Gut vertretbar: Erlass eines fehlerheilenden Ergänzungsbescheides 

mit Sofortvollzug zulässig (da erneute behördliche Entscheidung) 

(bejahend (im Planfeststellungsrecht) OVG Lüneburg, Beschl. v. 06.07.2000 – 3 M 

561/00, Rn. 362; ablehnend (jedoch im Planergänzungsverfahren) OVG Hamburg, 

Beschl. v. 21.11.2005 – 2 Bs 19/05).

• führt zum Wegfall der Bindung des gerichtlichen Aussetzungs-

beschlusses (Achtung: bislang nicht entschieden! Einzelfallprüfung!)

Sonderproblem III: Sofortvollzug  Ergänzungsbescheid
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Eine Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung durch das Gericht und 

damit auch die Bindungswirkung seiner Entscheidung beschränken sich auf die 

Vollziehung des angefochtenen Verwaltungsaktes. Der Behörde steht es daher 

grundsätzlich frei, den angefochtenen Verwaltungsakt insbesondere durch 

einen neuen inhaltlich geänderten Verwaltungsakt zu ersetzen und die sofortige 

Vollziehung anzuordnen... Sie ist demgemäß … durch die bindende Wirkung 

einer gerichtlichen Aussetzungsentscheidung nach § 80 Abs. 5 Satz 1 VwGO 

nicht gehindert, die sofortige Vollziehung eines angefochtenen Planfest-

stellungs-beschlusses nach seiner wesentlichen Änderung erneut anzuordnen.

(OVG Lüneburg, Beschluss vom 06. Juli 2000 – 3 M 561/00 –, Rn. 5, juris)

Sonderproblem III: Sofortvollzug  Ergänzungsbescheid



Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit!
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Für Rückfragen wenden Sie sich bitte an

Rechtsanwalt Janko Geßner


